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Erstes  Kapitel 

Grundlagen 

§ 1 Problemstellung 

1. Art. 9 Abs. 3 S. 3 GG 

Gegenstand der Untersuchung sind verfassungsrechtliche  Grundfragen 
des Arbeitskampfrechts.  Diese i n der Vergangenheit v ie l diskutierten 
Fragen haben sich neu gestellt durch das Notstandsrecht, wie es im 
17. Gesetz zur Ergänzung des Grundgesetzes vom 24. 6. 19681 ent-
halten ist. 

§ 1 dieses Gesetzes hat den Ar t . 9 Abs. 3 GG durch einen Satz 3 ergänzt. 
Er lautet: 

„Maßnahmen nach den Ar t . 12 a, 35 Abs. 2 und 3, Ar t . 87 a Abs. 4 und 
Ar t . 91 dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur Wah-
rung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von 
Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt  werden." 

2. Problem und Gliederung 

Es w i rd Aufgabe sein, die Bedeutung dieses Ar t . 9 Abs. 3 S. 3 GG für 
das Arbeitsrecht zu ermitteln. Es soll untersucht werden, ob und in wel-
chem Sinn das bisherige Arbeitskampf recht der Bundesrepublik Deutsch-
land durch die Ergänzung des Grundgesetzes inhaltl ich verändert wor-
den ist, wobei insbesondere zu prüfen sein wird, ob der Verfassungsge-
setzgeber bisher streitige Fragen nunmehr in der einen oder anderen 
Richtung entschieden hat. 

Auf die Sonderproblematik des neugeschaffenen Art . 20 GG war nicht 
einzugehen. 

Die Aussage des Ar t . 9 Abs. 3 S. 3 GG zielt i n zweifache Richtung: 
Ar t . 9 Abs. 3 S. 3 GG regelt unmittelbar zunächst bestimmte Beziehun-
gen des Notstandsrechts zum Arbeitskampfrecht.  Für die grundsätzliche 
Behandlung des Arbeitskampfrechts  wesentlich wichtiger sind jedoch 

1 BGB l I (1968), S. 709. 
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die Schlußfolgerungen, die die neue Regelung auf die allgemeine Stel-
lung des Arbeitskampfrechts  im Rahmen des Grundgesetzes zuläßt. Damit 
ist der Untersuchung notwendig eine Zweiteilung aufgegeben: zunächst 
w i rd von der direkten Aussage des Ar t . 9 Abs. 3 S. 3 GG für den „Not-
standsfall" zu handeln sein, während der weiteren Untersuchung die 
indirekte Aussage für die „Normallage" vorbehalten ist. 

3. Induktive Untersudiungsmethode 

Es ist behauptet worden, daß die Arbeitsrechtswissenschaft  heute man-
gels Theorie und Methodik eine der unkritischsten Wissenschaften über-
haupt sei, geleitet von Mentalitäten und Wünschen statt von politisch 
und verfassungsrechtlich  gebändigten Auseinandersetzungsprozessen; 
kurzum: von blanker voluntas, nicht von kritischer ratio2. Auch wegen 
der modernen interpretationstheoretischen, speziell für das Verfassungs-
recht geltenden Einsicht, daß die Generalklauseln betreffend  Würde, 
Freiheit, Gleichheit, Rechts- und Sozialstaatlichkeit so unbestimmt seien, 
daß mi t Hilfe herkömmlicher Interpretationsregeln 8 beinahe jedes ge-
wünschte Ergebnis hervorinterpretiert  werden könne4, w i l l sich diese 
Untersuchung einer kritischen Anmerkung nicht verschließen. 

Klarheit über den Inhalt einer Verfassungsnorm ist nur zu gewinnen, 
wenn Klarheit über das erkenntnistheoretische Verfahren  besteht. Vor-
frage jeder Interpretation, nenne sie sich „topisch"5 oder „herkömmlich", 
ist jedoch die Bestimmung des Bezugsortes, von dem aus das interpre-
tierende Verfahren  wirksam werden soll. 

Da sich diese Arbeit zur Aufgabe gestellt hat, die für den „Normalfal l" 
geltende arbeitskampfrechtliche  Verfassungslage unter dem Blickwin-
kel des Ar t . 9 Abs. 3 S. 3 GG zu untersuchen, handelt es sich um den 
Versuch, im Wege der Indukt ion vom geregelten Fal l der verfassungs-
rechtlichen Ausnahmelage her für den von Verfassungs wegen lückenhaft 
geregelten allgemeinen Fal l der verfassungsrechtlichen  Normallage Fol-
gerungen zu ziehen. Demgemäß wäre es eine unzulässige petitio principi i 
und ein Widerspruch zur induktiven Methode, umstrittene Fragen der 
Normallage als unstr i t t ig in die Ausnahmelage zu projizieren, um den 
sonach bestimmten Norminhalt des Ar t . 9 Abs. 3 S. 3 GG neuerlich als 

2 Wiethölter,  S. 290, 292 f. 
8 Zu r grammatischen, logischen, systematischen, teleologischen und histor i-

schen Verfassungsinterpretation  vgl. Forsthoff,  Verfassungsauslegung, S. 39 ff. 
— Vgl. dazu den krit ischen Überbl ick bei Hesse, S. 23 f. und allgemeiner: 
Engisch,  S. 88 ff.;  Gadamer,  S. 292; Larenz,  S. 291. 

4 Kriele,  S. 263; so bereits auch Esser,  S. 150 ff. 
5 Vgl. zum Denkst i l der Topik : Bäumlin,  S. 27 f.; Hennis,  S. 89 ff.;  Kriele, 

S. 114 ff.;  F.  Müller,  S. 56 ff.;  Vieweg,  S. 17 ff. 
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Erkenntnis für die Normallage zu verwerten 6. Bei der Bestimmung des 
Norminhalts von Art . 9 Abs. 3 S. 3 GG kann deshalb nicht von der bis-
herigen Rechtslage des Arbeitskampfrechts  vor der Grundgesetzergän-
zung ausgegangen werden7, wenn dieser Norminhalt seinerseits Auf-
schluß über die Rechtslage im Normalfall  geben soll. Ausgangspunkt kann 
nur der Ausnahmefall sein, insbesondere wenn sich herausstellt, daß 
der verfassungsändernde  Gesetzgeber vor der Grundgesetzergänzung auf 
eine Definition der bestehenden Rechtslage verzichtet haben sollte. 

Freilich ist damit über die Zuverlässigkeit einzelner Schlußfolgerungen 
noch nichts gesagt. Sie soll von Fal l zu Fal l überprüft  werden8. 

Das BVerfG, das sich ausdrücklich zu den herkömmlichen Auslegungs-
regeln bekannt hat, entschied sich im Wesentlichen für die „objektive 
Theorie" der Interpretation, wonach für die Auslegung einer Gesetzes-
vorschrift  primär der in ihr zum Ausdruck kommende objektivierte 
Wil le des Gesetzgebers entscheidend ist, nicht dagegen die subjektive Vor-
stellung der am Gesetzgebungsverfahren  beteiligten Organe oder ein-
zelner ihrer Mitglieder über die Bedeutung der Bestimmung9. 

Dennoch kommt der Entstehungsgeschichte einer Vorschrift  Bedeutung 
insofern zu, als sie die Richtigkeit der nach „objektiven" Grundsätzen 
ermittelten Auslegung bestätigt oder letzte Zweifel behebt. Da die Ent-
stehungsgeschichte zumindest indiziellen Wert besitzt, soll m i t ihrer Dar-
stellung die Problemlage skizziert werden10. 

§ 2 Entstehungsgeschichte des Art. 9 Abs. 3 S. 3 GG 

I . Der erste Regierungsentwurf 

1. Vorbemerkung 

Art . 9 Abs. 3 S. 3 GG wurde durch das siebzehnte Gesetz zur Ergänzung 
des Grundgesetzes in die Verfassung eingefügt 1. Dieses Gesetz stellt das 

6 Wie dies z. B. bei Rüthers , DB 1968, 1948 (1951) ankl ingt, wenn er die A r -
beitskampffreiheit  auch i n der Ausnahmelage deshalb für beschränkbar er-
k lärt , we i l dies i n der Normallage ebenso der Fal l sei. 

7 Was freil ich nicht hindert, auf die Rechtslage vor der Grundgesetzänderung 
dann und insoweit zu rekurrieren,  als diese von der neuen Gesetzesbestimmung 
selbst und ausdrücklich i n bezug genommen w i rd ; — s. u. § 4 I I l a und I I I la. 

8 s. u. § 7 I I 1 - 3. 
9 BVerfGE 1,299 (312); 6, 55 (75); 10, 234 (244); 11,126 (130). 
1 0 Sie erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit, da in Anbetracht der 

Problemstellung die arbeitskampfrechtlichen  Inhalte der Entstehungsge-
schichte in den Vordergrund zu rücken waren. 

1 BGBl I (1968), S. 709. 


